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Anlage 1 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 14, Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737), zuletzt geändert durch das Fünfte Ge- 
setz zur Änderung des Zollgesetzes vom 

(BundesgesetzbL IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 32 werden 

a) nach Absatz 4 als neue Absätze 5 und 6 ein- 
gefügt: 

„(5) Werden Waren, die bei der Einfuhr 
aus einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Atomgemeinschaft, der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl oder der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft keinem Bin- 
nenzoll oder nur einem Angleichungszoll un- 
terliegen, aus dritten Ländern über einen Mit- 
gliedstaat dieser Gemeinschaften eingeführt, 
so sind bei der Erhebung des Außenzolles ab- 
weichend von § 29 Abs. 2 Nr. 2 die Kosten, 
welche die Lieferung der Waren durch das 
Gebiet der Gemeinschaften betreffen, nicht in 
den Zollwert einzubeziehen; werden die 
Waren nach der Einfuhr in das Gebiet der Ge- 
meinschaften noch durch ein Drittland beför- 
dert, so gilt dies auch für die Kosten der Lie- 
ferung durch dieses Land. Satz 1 gilt nicht im 
Postverkehr. 

(6) Entstehen für die Beförderung einer 
Ware mit demselben Beförderungsmittel so- 
wohl Frachten, die in den Zollwert einzube- I 
ziehen, als auch solche, die nicht einzube- ' 
ziehen sind, so werden die Frachten im Ver- 
hältnis der Streckenanteile aufgeteilt. Dies gilt 
nicht, wenn der Zollstelle nachgewiesen wird, 
welche Frachten nach einem allgemein ver- 
bindlichen Frachttarif für die Beförderung der 
Waren auf der Strecke, für welche die Kosten ; 
in den Zollwert einzubeziehen sind, entstan- I 
den wären." j 

b) die bisherigen Absätze 5 und 6 als Absätze 7 ! 

und 8 bezeichnet. 1 


2. In § 55 wird 

a) nach Absatz 8 folgender Absatz 9 eingefügt: 

„(9) Soll Zollgut nach der Abfertigung aus 
zwingenden betriebstechnischen Gründen mit 
anderem Zollgut oder auch Freigut im Sinne 
der §§ 947 und 948 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs verbunden, vermischt oder vermengt 
werden, so kann dies, wenn damit keine un- 
angemessenen Zollvorteile verbunden sind, 
mit der Wirkung bewilligt werden, daß das 
daraus entstehende Zollgut so behandelt wird, 
als ob die Waren getrennt gehalten worden 
wären." 

b) der bisherige Absatz 9 als Absatz 10 bezeich- 
net. 


Artikel 2 

In § 6 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. September 
1951 (BundesgesetzbL I S. 791), zuletzt geändert 
durch das . . . Gesetz zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom (Bundesgesetz- 

blatt I S. . . .), wird am Ende des Satzes 2 anstelle 
des Punktes ein Strichpunkt gesetzt und danach ein- 
gefügt: 

„§ 32 Abs. 5 des Zollgesetzes und seine Durchfüh- 
rungsvorschriften sind nicht anzuwenden." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Artikel 1 Nr. 2 dieses Gesetzes tritt am 1. No- 
vember 1964 in Kraft. Im übrigen tritt dieses Ge- 
setz am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Nummer 1 

(§ 32 Abs. 5) 

Bei Waren, für die bei der Einfuhr nach Deutsch- 
land keine Binnenzölle mehr erhoben werden, ist 
die Zollunion im Innern für uns bereits verwirk- 
licht. Werden derartige Waren aus dritten Ländern 
eingeführt und ist für sie ein Außenzoll zu erheben, 
so werden sie unterschiedlich mit Zoll belastet, je 
nachdem ob sie an der Außengrenze der Gemein- 
schaften oder nach Durchfuhr durch einen anderen 
Mitgliedstaat der Gemeinschaften in Deutschland 
verzollt werden. Im erstgenannten Falle gehören nur 
die Lieferungskosten bis zur Außengrenze der Ge- 
meinschaften (z. B. Rotterdam oder Genua), im letzt- 
genannten Falle dagegen noch zusätzlich die Liefe- 
rungskosten für die Lieferung der Waren von der 
Außengrenze bis zur deutschen Grenze (z. B. Em- 
merich oder Lörrach) zum Zollwert. Nach dem Weg- 
fall der Binnenzölle gibt es keine Möglichkeit mehr, 
diese Unterschiede an der deutschen Grenze auszu- 
gleichen. Die Importeure werden deshalb gezwun- 
gen, die Waren bei Zollstellen anderer Mitglied- 
staaten zu verzollen, wenn sie die höhere Zollbe- 
lastung bei der Verzollung in Deutschland vermei- 
den wollen. Wettbewerbsverzerrungen können — 
insbesondere bei frachtintensiven Waren — * die 
Folge sein. Die Neuregelung soll dies verhindern. 
Sie soll die Importeure bei einer Verzollung von 
Drittlandswaren in Deutschland hinsichtlich der Ein- 
beziehung der Lieferungskosten in den Zollwert so 
stellen, als ob die Waren an der Außengrenze der 
Gemeinschaften verzollt würden. 

Das gleiche Problem stellt sich bei Waren, für die 
im Binnenverkehr nur ein Angleichungszoll erhoben 
wird. Auch hier führt die derzeitige Regelung zu 
einer unterschiedlichen Zollbelastung, je nachdem ob 
der Außenzoll in Deutschland oder in einem anderen 
Mitgliedstaat erhoben wird. Diese Waren sollen da- 
her in die Neuregelung einbezogen werden. 

Der Postverkehr soll aus praktischen Gründen aus- 
genommen werden. Eine Aufteilung der Portogebüh- 
ren ist in den meisten Fällen schon deswegen nicht 
möglich, weil nicht bekannt ist, auf welchem Weg 
die Waren im Postverkehr eingeführt werden. Die 
Aufteilung würde auch eine erhebliche Arbeit für 
den Zollbeteiligten und die Verwaltung verursachen. 
Außerdem ist die Höhe der angefallenen Postgebüh- 
ren dem Importeur in der Regel nicht bekannt, weil 
sie vom Absender getragen werden und meist im 
Rechnungspreis enthalten sind. Da schließlich die 
Waren, die mit der Post befördert werden, meist 
nicht frachtintensiv und die Postgebühren relativ ge- 
ring sind, führt die Beibehaltung der bisherigen 
Regelung zu keinen ins Gewicht fallenden Unter- 
schieden in der Zollbelastung der betroffenen Wa- 


ren, gleichgültig in welchem Mitgliedstaat sie ver- 
zollt werden. Wettbewerbsverzerrungen sind also 
insoweit nicht zu befürchten, zumal eine Verzollung 
an der Außengrenze der Gemeinschaft praktisch 
ausscheidet. 

Nummer 1 

(§ 32 Abs. 6) 

Entstehen für die Beförderung einer Ware mit dem- 
selben Beförderungsmittel sowohl Frachten, die in 
den Zollwert einzubeziehen, als auch solche, die 
nicht in den Zollwert einzubeziehen sind, so müssen 
diese Frachten aufgeteilt werden. Die Frage der 
Aufteilung dieser Kosten ist bisher gesetzlich nicht 
geregelt worden. Sie stellt sich auf Grund der Neu- 
regelung in Absatz 5 in vermehrtem Maße, zumal 
einheitliche verbindliche Beförderungstarife im 
grenzüberschreitenden Verkehr fehlen. Die gerech- 
teste Lösung ist die der Aufteilung dieser Frachten 
im Verhältnis der Streckenanteile, wenn der Zoll- 
stelle nicht nachgewiesen wird, welche Frachten 
nach einem allgemein verbindlichen Frachttarif für 
die Beförderung der Ware auf der Strecke, für 
welche die Kosten in den Zollwert einzubeziehen 
sind, entstanden wären. Die Regelung des Absatzes 6 
entspricht auch im wesentlichen der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs, die in der Praxis jedoch häu- 
fig durch besondere Gestaltung der Frachtverträge 
umgangen wird. 

Nummer 2 

Nach Einführung der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs für Erdölerzeugnisse (vgl. die 93. Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 
vom 27. Oktober 1964, Bundesgesetzbl. II S. 1343) 
hat sich das Befürfnis ergeben, Mineralöle von zoll- 
rechtlich unterschiedlichem Status in der Zollgutver- 
wendung gemeinsam zu verarbeiten oder auch zu 
lagern. Um dies zu ermöglichen, ohne daß für die 
beteiligten Industrien nachteilige Folgen eintreten, 
ist die Neuregelung erforderlich. 


Zu Artikel 2 

Nach § 6 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) 
wird die Umsatzausgleichsteuer nach dem Zollwert 
bemessen, den der eingeführte Gegenstand bei der 
Einfuhr in das Inland hat. Inland in diesem Sinne 
ist das deutsche Zollgebiet (§ 1 Ziff. 3 UStG in Ver- 
bindung mit § 1 Abs. 1 der Ausgleichsteuerordnung 
und § 2 Abs. 1 des Zollgesetzes). Die Neufassung des 
§ 32 Abs. 5 des Zollgesetzes, wonach in bestimmten 
Fällen für die Abgrenzung der zum Zollwert ge- 
hörenden Lieferungskosten die Außengrenze der 
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Europäischen Gemeinschaften maßgebend ist, darf 
daher bei der Bemessung der Ausgleichsteuer nicht 
angewendet werden. 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Da die Neuregelung der Zölle für Erdölerzeugnisse 
am 1. November 1964 in Kraft getreten ist, ist es er- 
forderlich, daß auch die Regelung des Artikels 1 
Nr. 2 zu diesem Zeitpunkt in Kraft tritt. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht mit Kosten be- 
lastet. 
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Anlage 2 


Hinweis des Bundesrates 


Der Bundesrat weist aber darauf hin, daß durch 
die in § 32 Abs. 5 und 6 des Zollgesetzes vorge- 
sehene Regelung eine Benachteiligung der deut- 
schen Seehäfen eintreten wird. Diese Benachteili- 
gung besteht darin, daß bei der Zollwertfeststel- 
lung die Frachten für den Transit durch andere 
EWG-Länder ausgenommen werden und dadurch 
der Warenstrom auf die Häfen der anderen EWG- 
Länder gelenkt wird. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, das In- 
krafttreten der genannten Bestimmung solange aus- 
zusetzen, bis sichergestellt ist, daß durch eine Än- 
derung der Zollwertbestimmungen über die Liefe- 
rungskosten oder durch eine Harmonisierung der 
Zollgesetzgebung innerhalb der EWG die geschil- 
derten Nachteile nicht eintreten. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Anlage 3 


Der Bundesrat hat den vorbezeichneten Hinweis 
gegeben, ohne daß die Angelegenheit vorher im 
Finanzausschuß vorgetragen und dort den Vertre- 
tern der Bundesregierung Gelegenheit zur Stellung- 
nahme geboten wurde. 

Die Begründung des LIinweises, daß durch die in 
§ 32 Abs. 5 und 6 des Zollgesetzes vorgesehene 
Regelung eine Benachteiligung der deutschen See- 
häfen eintreten werde, ist unzutreffend. Das Gesetz 
berührt die deutschen Seehäfen überhaupt nicht. Be- 
reits jetzt überlegt sich der Handel, ob er Waren, 
die keinem Binnenzoll unterliegen, über die deut- 
schen Seehäfen einführt oder ob er sie in einem 
auf kürzerem Wege erreichbaren Häfen eines an- 
deren EWG-Mitgliedstaates verzollt und mit Wa- 
renverkehrsbescheinigung zollfrei nach Deutschland 
verbringt. Die Wahl des Weges ergibt sich aus der 
Kalkulation. 

Die in § 32 Abs. 5 des Zollgesetzes vorgesehene 
Regelung begründet diese Tatsache nicht, sondern 
geht von ihr als bereits bestehend aus. Sie bezieht 
sich nur auf die Waren, die aus dritten Ländern 
über einen Mitgliedstaat der Gemeinschaften nach 
Deutschland eingeführt werden. Die Verzollung sol- 
cher Waren wird in zunehmendem Maße auf Zoll- 
stellen des betreffenden Mitgliedstaates verlagert. 
Selbst deutsche Importeure, die derartige Waren 
normalerweise z. B. über Rotterdam einführen und 
sie bisher in Emmerich, Duisburg oder Mannheim 
verzollten, nehmen jetzt die Verzollung in Rotter- 
dam vor, weil dort in den Zollwert der Ware nur die 


Lieferungskosten bis Rotterdam und nicht die bis 
zur deutschen Eingangszollstelle Emmerich einbe- 
zogen werden und deshalb der zu zahlende Zoll- 
betrag niedriger ist. 

Der § 32 Abs. 5 des Gesetzentwurfs will nur er- 
reichen, daß Verzollungen derartiger für Deutsch- 
land bestimmter Waren nicht mehr in das Ausland 
verlagert, sondern in der Bundesrepublik vorge- 
nommen werden, indem er die deutschen Impor- 
teure hinsichtlich der Kosten der Lieferung so stellt, 
wie wenn sie die Waren an der Außengrenze der 
Gemeinschaft verzollen würden. 

Sofern diese Regelung nicht eingeführt wird, muß 
mit weiteren Verlagerungen von Verzollungen zum 
Schaden der Biindeskasse gerechnet werden. Außer- 
dem können dann — insbesondere bei frachtin- 
lensiven Waren — Wettbewerbsverzerrungen die 
Folge sein, indem sich ausländische Zwischenhänd- 
ler zum Schaden deutscher Importeure und des 
deutschen Speditionsgewerbes einschalten. 

§ 32 Abs. 6 des Entwurfs behandelt die Auftei- 
lung von Beförderungskosten, sofern für die Beför- 
derung einer Ware mit demselben Beförderungs- 
mittel sowohl Frachten entstanden sind, die in 
d(m Zollwert einbezogen werden müssen, als auch 
solche, die nicht in den Zollwert einzubeziehen sind. 
Diese Regelung kann ihrem gesamten Inhalt nach 
gar nicht zu einer Benachteiligung der deutschen 
Seehäfen führen. 

Dem Vorschlag des Bundesrales kann deshalb 
nicht zugestimmt werden. 
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